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ZEITGESPRÄCH

Wende in der Entwicklungspolitik?
Drei Jahrzehnte Entwicklungspolitik haben die Situation der Entwicklungsländer nicht wesentlich verbes­
sert. Die Lage in den ärmsten Entwicklungsländern hat sich eher noch verschlechtert. Könnten die Proble­
me der Dritten Welt mit mehr Marktwirtschaft und einer stärkeren Betonung der Eigenanstrengungen in die­
sen Ländern besser gelöst werden? Ist mit dem Amtsantritt von Präsident Reagan und seit der Nord-Süd- 
Gipfelkonferenz von Cancün eine Wende in diese Richtung festzustellen?

Konrad Porzner

Kontinuität und langer Atem sind nötig!

Die Bundesregierung hat im Juli 
1980 die entwicklungspoliti­

schen Grundlinien beschlossen. 
Sie sind die Grundlage für die Zu­
sammenarbeit der Bundesregie­
rung mit den Entwicklungsländern. 
Diese entwicklungspolitischen 
Grundlinien wurden auf der Grund­
lage der Erfahrungen von 20 Jahren 
Entwicklungspolitik und der welt­
wirtschaftlichen und weltpolitischen 
Veränderungen der letzten Jahre 
erarbeitet und ziehen daraus ent­
sprechende Konsequenzen.

Ziel der deutschen Entwicklungs­
politik ist die Förderung der wirt­
schaftlichen und sozialen Entwick­
lung in den Ländern der Dritten 
Welt. Diese Entwicklung erfordert 
Maßnahmen sowohl in den Ent­
wicklungsländern als auch in den 
Industrieländern sowie eine Weiter­
entwicklung und Verbesserung der 
internationalen Wirtschaftsbezie­
hungen. Für alle Entwicklungsbe­
mühungen sind Kontinuität und lan­
ger Atem nötig. Nichts wäre schädli­
cher als auf kurzfristige Effekte an­
gelegte Änderungen.
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Eine Betrachtung der abgelaufe­
nen zwei Entwicklungsdekaden der 
Vereinten Nationen zeigt, daß be­
achtliche Fortschritte erreicht wur­
den, es aber auch Rückschläge und 
Fehlentwicklungen gegeben hat.

Fortschritte

Fortschritte sind bei vielen Län­
dern, in einigen Sektoren, aber 
auch in Bereichen der Nord-Süd- 
Diskussion zu verzeichnen. So hat 
sich das Pro-Kopf-Einkommen aller 
Entwicklungsländer seit 1950 ver­
doppelt. In der abgelaufenen 2. Ent­
wicklungsdekade (1971-80) hat das 
zusammengefaßte jährliche W irt­
schaftswachstum (Bruttosozialpro­
dukt) der Dritten Welt (einschließ­
lich OPEC- und Schwellenländer) 
mit 5,3 % einen höheren Wert er­
reicht als das der Industrieländer 
mit 3,1 %. Auch der Anstieg des 
Bruttosozialprodukts pro Kopf weist 
im Durchschnitt mit 2,8 % einen hö­
heren Wert auf als das der Indu­
strieländer mit 2,4 %. Die Durch­
schnittszahlen verdecken zwar gro­
ße Unterschiede in den Ländern

und zwischen den Ländern und 
Ländergruppen, sind jedoch insge­
samt dennoch bemerkenswert.

Eine Gruppe von Entwicklungs­
ländern, die sogenannten Schwel­
lenländer, hat mit ständig hohen 
und über den Industrieländern lie­
genden Wachstumsraten erhebli­
che wirtschaftliche Erfolge erzielt. 
Der Hunger konnte zumindest re­
gional in Asien durch eine konse­
quente Agrar-, Preis- und Vorrats­
politik eingedämmt werden. Ein Er­
folg im Bildungswesen ist darin zu 
erkennen, daß die Quote der Er­
wachsenen in Entwicklungsländern 
mtt Lese- und Schreibkenntnissen 
von 1950 bis 1980 von 3 0 %  auf 
50 % gestiegen ist. Der Anteil der 
Kinder im Grundschulalter, die eine 
Schule besuchen, stieg von 47 % 
im Jahr 1960 auf 64 % im Jahr 1977 
an. Dieser Bereich ist deswegen so 
wichtig, weil hier von Grund auf die 
Ausbildung des Menschen, die be­
ste „Investition“ , erfolgreich ausge­
weitet wurde.

Im multilateralen Bereich ist die 
Verabschiedung einer neuen inter-
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nationalen Entwicklungssfrategie 
der Vereinten Nationen für die dritte 
Dekade hervorzuheben. Sie enthält 
erstmals auch Forderungen an die 
Entwicklungsländer und soziale In­
dikatoren, zahlreiche Elemente ei­
nes Grundbedürfniskonzepts und 
die Notwendigkeit bevölkerungspo­
litischer ¡Maßnahmen. Auch werden 
die Bedeutung von Landreform und 
Genossenschaftswesen hervorge­
hoben, ebenso der Gesichtspunkt 
der Verteilungsgerechtigkeit und 
der Teilhabe der Gesamtbevölke­
rung am Entwicklungsprozeß.

Die Bemühungen um die Eröff­
nung globaler Verhandlungen auf 
Gebieten wie Rohstoffe, Energie, 
Handel, Entwicklung, Währung und 
Finanzen gehen weiter. Das Gipfel­
treffen von Cancün hat einen wichti­
gen Impuls für die globalen Ver­
handlungen gegeben.

Rückschläge

Leider sind auch Rückschläge 
und Fehlentwicklungen zu ver­
zeichnen.

Die Zahl der absolut Armen hat 
sich kaum verringert; eine Wende 
ist nicht zu erwarten. Die Öleinfuh­
ren aller Entwicklungsländer ein­
schließlich der europäischen Ent­
wicklungsländer ist von 8 Mrd. Dol­
lar im Jahre 1973 auf fast 70 Mrd. 
Dollar im Jahre 1980 gestiegen. Die 
Zahlungsbilanzen und damit die 
Zahlungsfähigkeit der betroffenen 
Länder hat sich dementsprechend 
verschlechtert.

Für die Mehrzahl der Entwick­
lungsländer hat sich das W irt­
schaftswachstum verlangsamt, die 
Gruppe der ärmeren Länder weist 
besonders ungünstige Indikatoren 
ohne erkennbare Trendwende auf. 
Immer mehr Entwicklungsländer 
geraten in steigende Abhängigkeit 
von Nahrungsmittelimporten. Öko­
logische Schäden in weiten Teilen 
der Welt durch Abholzung und

Überweidung nehmen zu. Die Rü­
stungsausgaben der Entwicklungs­
länder sind stark gewachsen. Land­
flucht und Verstädterung haben be­
sorgniserregende Ausmaße.

In den Anfängen der Entwick­
lungshilfe hat man sich raschere Er­
folge beim Aufbau nationaler Volks­
wirtschaften in den Entwicklungs­
ländern versprochen. Entwick­
lungshilfe sollte wichtige Engpässe 
überbrücken, um in den Entwick­
lungsländern ein sich selbst tragen­
des Wirtschaftswachstum zu errei­
chen. Eine Verbesserung der Le­
bensverhältnisse der Bevölkerung 
sollte sich mehr oder weniger auto­
matisch einstellen, sobald das wirt­
schaftliche Wachstum genügend 
Eigendynamik erreicht hat.

Schon Ende der sechziger Jahre 
wurde erkennbar, daß diese Erwar-
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tungen zu optimistisch waren. Viele 
Entwicklungsländer hatten zwar 
wirtschaftliche Erfolge erzielt, die 
durch Entwicklungshilfe begünstigt 
worden waren; andere Entwick­
lungsländer konnten solche Erfolge 
nicht aufweisen, insbesondere trat 
die enwartete Verbesserung der Le­
bensbedingungen breiter Bevölke­
rungsschichten nichtein, oft war der 
Prozeß von einer wachsenden Ein­
kommensungleichheit in den ein­
zelnen Staaten selbst begleitet oder 
durch politische Umstürze, Kriege, 
Bürgerkriege infolge Stammesriva­
litäten, Flüchtlingsströme oder fehl­
geleitete wirtschaftspolitische Kon­
zeptionen unterbrochen oder gar 
zunichte gemacht.

Die deutsche Entwicklungspolitik 
hat hieraus Konsequenzen gezo­
gen. Das Ziel der sozialen Entwick­
lung wurde der wirtschaftlichen Ent­
wicklung nicht mehr nachgeordnet, 
sondern gleichgestellt. Die landwirt­
schaftliche Entwicklung wurde stär­
ker betont, ebenso die Bedeutung 
von Bildung und Ausbildung als 
Faktor im Entwicklungsprozeß. Be­
sonders hervorzuheben ist schließ­
lich die Befriedigung von Grundbe­
dürfnissen. Die Bekämpfung der 
absoluten Armut ist vorrangige Auf­
gabe der deutschen Entwicklungs­
politik. Daraus ist abzulesen, daß 
die Entwicklungspolitik flexibel auf 
sich abzeichnende Fehlentwicklun­
gen reagiert und aus Erfahrungen 
gelernt hat.

Schwerpunkte

Die deutsche Entwicklungspolitik 
hat eindeutig fachlich Schwerpunk­
te gesetzt. Bei der Zusammenarbeit 
haben die Bereiche ländliche Ent­
wicklung, Energie und Schutz der 
natürlichen Ressourcen Vorrang.

□  Bei der ländlichen Entwicklung, 
deren Ziel die Strukturverbesse­
rung ländlicher Regionen durch 
Aufbau einer produktiven und diver­
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sifizierten Landwirtschaft ist, wird 
vor allem kleinbäuerlichen Betrie­
ben und landlosen Armen geholfen. 
Ziel ist die Entwicklung einer eigen­
ständigen Ernährungsbasis der 
Entwicklungsländer.

□  Die Zusammenarbeit im Bereich 
Energie erstreckt sich vor allem auf 
Energieplanung sowie auf die Er­
kundung und Erschließung der 
Energiereserven. Hierdurch soll die 
Abhängigkeit von importiertem Erd­
öl verringert werden. Der Entwick­
lung angepaßter Technologien zur 
Nutzung nicht-erschöpflicher Ener­
giequellen (Sonne, Wind) kommt 
besondere Bedeutung zu.

□  Beim Schutz der natürlichen 
Ressourcen geht es um die Erhal­
tung von Ökosystemen. Zuneh­
mende Erosion und Wüstenbildung 
durch armutsbedingte zerstöreri­
sche Landnutzung, z. B. durch Ab­
holzung, sollen aufgehalten und 
wenn möglich durch Wiederauffor­
stungsprogramme in ihrer Wirkung 
abgeschwächt werden.

Außer diesen drei vorrangigen 
Bereichen widmet die Bundesregie­
rung dem Ausbau des Erziehungs­
und Bildungswesens in den Ent­
wicklungsländern besondere Auf­
merksamkeit.

Diese Förderbereiche beschrei­
ben auch aus der Sicht unserer 
Partner in den Entwicklungsländern 
wichtige, gemeinsam anzugehende 
Aufgaben für die Zukunft. Dies gilt 
für die bilaterale ebenso wie für die 
multilaterale Zusammenarbeit, wo 
die Bundesregierung entsprechen­
de Ziele der multilateralen Organi­
sationen und Programme unter­
stützt (z. B. Weltbank).

Eigenanstrengungen

Die entwicklungspolitische Zu­
sammenarbeit, verstanden als part­
nerschaftliches Bemühen um wirt­
schaftlichen und sozialen Fort­
schritt im Entwicklungsland, wäre

WIRTSCHAFTSDIENST 1982/1

aussichtslos ohne Engagement die­
ses Landes. Eigene Anstrengungen 
der Entwicklungsländer für ihre Ent­
wicklung sind die Grundlage erfolg­
reicher Entwicklungspolitik. Eigen­
anstrengungen können sich in so­
zialen und wirtschaftlichen Refor­
men manifestieren, wie der Bericht 
der „unabhängigen Kommission für 
internationale Entwicklungsfragen“ 
nachdrücklich betont, im Aufbau 
entwicklungsfördernder (z. B. Pla­
nungskapazitäten, Bodenreform) 
und im Abbau entwicklungshem­
mender (Korruption, hohe Vermö­
gensungleichheit) Strukturen.

Allerdings ist gerade hier zu be­
achten, daß ein Dialog mit Entwick­
lungsländern über deren eigene An­
strengungen, z. B. auf dem Gebiet 
sozialer Reformen, für sie politisch 
sehr empfindliche Bereiche berüh­
ren kann und daß solche Fragen nur 
bei einem guten Verhältnis zwi­
schen den beteiligten Regierungen 
angesprochen werden können. 
Auch soll nicht der Vorwurf der Ein­
mischung in innere Angelegenhei­
ten an die Adresse des Geberlan­
des ausgelöst und das Gegenteil 
des Angestrebten erreicht werden. 
Für die Erörterung solcher Fragen 
können zunächst vor allem multila­
terale Einrichtungen wie z. B. beim 
UN-Bevölkerungsprogramm in Be­
tracht kommen.

Rolle der Privatwirtschaft

Die öffentliche Entwicklungshilfe 
wird ihre zentrale Rolle für die Zu­
sammenarbeit, insbesondere mit 
den am wenigsten entwickelten 
Ländern, zu spielen haben.

Unbeschadet der Rolle der öf­
fentlichen Hilfe gewinnt die Einbe­
ziehung der Privatwirtschaft in die 
Entwicklungsbemühungen zuneh­
mend an Bedeutung. Zusätzliche 
privatwirtschaftliche Tätigkeiten zu 
den öffentlichen Maßnahmen wer­
den nicht nur begrüßt, sondern sie

sind notwendig. Die Schwellenlän­
der können von dieser Zusammen­
arbeit am meisten profitieren. Die 
Bundesregierung unterstützt des­
wegen die private Investitionstätig­
keit in Entwicklungsländern durch 
ein breit gefächertes Instrumenta­
rium.

In der Entwicklungspolitik der 
USA ist keine grundsätzliche Kurs­
änderung gegenüber früheren Jah­
ren zu erwarten. Die öffentliche Ent­
wicklungshilfe vor allem gegenüber 
den ärmsten Entwicklungsländern 
wird fortgesetzt und nicht durch pri­
vatwirtschaftliche Initiative ersetzt 
werden. Wünschenswert wäre, daß 
die USA auf diesem Gebiet ihre Lei­
stungen steigern würden.

Wünschenswert wäre vor allem 
ein Kurswechsel der zweiten Welt­
macht, der Sowjetunion, nämlich 
weniger Militärausrüstung und Mili­
tärberater und mehr Entwicklungs­
hilfe. Würde die Sowjetunion den 
Standard der amerikanischen Ent­
wicklungshilfe erreichen, wäre vie­
len Entwicklungsländern geholfen.

Scheinerfolge

Entwicklungsländer wie Indu­
strieländer lernen bei der Entwick­
lungszusammenarbeit, die von 
Land zu Land je nach dessen Gege­
benheiten unterschiedliche Formen 
und Inhalte aufweist, im Laufe der 
Jahre dazu.

Aus diesem Lernprozeß sind -  
wie bereits geschehen -  auch künf­
tig entsprechende Folgerungen für 
die Zusammenarbeit zu ziehen. Zu 
vermeiden sind jedoch -  wie ein­
gangs gesagt -  hektische und nur 
kurzfristige Änderungen, die nur 
Scheinerfolge bringen. Damit wird 
weder den Interessen der Entwick­
lungsländer noch denen der Indu­
strieländer gedient, sondern eher 
ein kontinuierlicher Prozeß der Zu­
sammenarbeit gestört.
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Für die deutsche Entwicklungs­
politik kommt es darauf an, die Poli­
tik der Zusammenarbeit mit der Drit­
ten Welt kontinuierlich fortzusetzen. 
Wir werden verstärkt Regierungen 
und gesellschaftliche Kräfte unter­
stützen, die sich die Verwirklichung 
des sozialen Fortschritts und der 
sozialen Gerechtigkeit sowie die

Wahrung der Menschenrechte zum 
Ziel gesetzt haben. Wir halten fest 
an unserer Auffassung, daß die Un­
abhängigkeit der Länder der Dritten 
Welt ein wesentliches Element des 
Weltfriedens und der Stabilität ist. 
Wir bejahen die eigenständige Rol­
le der blockfreien Länder und arbei­
ten mit ihnen wirtschaftlich und poli­

tisch auf der Grundlage gleichbe­
rechtigter Partnerschaft und in ge­
genseitiger Achtung sowie kulturel­
ler Eigenständigkeit zusammen. 
Wir sind uns dabei bewußt, daß Ent­
wicklungspolitik sich nicht an den 
Fortschrittsleitbildern hochindu­
strialisierter Gesellschaften aus- 
richten kann.

Juergen B. Donges

Für eine effizienzorientierte Entwicklungspoiitik

Die öffentliche Entwicklungshilfe, 
die westliche Industrienationen 

den Ländern der Dritten Welt seit 
nunmehr drei Jahrzehnten gewäh­
ren, sorgt laufend für Gesprächs­
stoff, und nicht immer im guten. Ei­
ne mögliche Erklärung hierfür liegt 
in der Vielzahl der Ziele, an denen 
die Entwicklungshilfe orientiert wird: 
Unsere Regierungen suchen den 
außenpolitischen Erfolg (Eindäm­
mung kommunistischer Ideologien, 
Schwächung oder Stärkung von au­
toritären Regimen), lassen sich mo­
ralisch in die Pflicht nehmen (Wie­
dergutmachung für im Kolonialzeit­
alter angeblich zugefügtes Un­
recht), dokumentieren humanitäres 
Verantwortungsbewußtsein (Über­
windung von Armut, Hunger und 
Not) und verfolgen handfeste öko­
nomische Interessen (Erschließung 
von Absatzmärkten, Sicherung von 
Rohstoffquellen). Mal beherrscht 
das eine, mal das andere Ziel das 
entwicklungspolitische Handeln. Ei­
ne mittel- und langfristig klare ent­
wicklungspolitische Linie kommt 
dabei aber nur schwer zustande.

Weil das Zielbündel so breit gefä­
chert ist, gibt es auch keinen wis­
senschaftlich kohärenten Rahmen,
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aus dem heraus Entwicklungspolitik 
widerspruchsfrei und erfolgverspre­
chend formuliert werden könnte. 
Wissenschaftliche Erkenntnisse 
sind in der Regel nur gefragt, wenn 
sie das politische Vor-Urteil stützen; 
ansonsten werden sie verdrängt, für 
„unrealistisch“ erklärt, als „theore­
tisch“ bespöttelt, als „ökonomi- 
stisch" abgetan oder als „zynisch“ 
gebrandmarkt.

Es muß sich schon viel Enttäu­
schung unter den entwicklungspoli­
tisch Verantwortlichen darüber auf- 
stauen, daß -  gemessen an hoch­
gesteckten E rw artungen-so wenig 
erreicht worden ist, und es muß eine 
angespannte Haushaltslage entste­
hen, die zu Ausgabenkürzungen 
auch im Bereich der Entwicklungs­
hilfe zwingt, bevor konkretes und er­
probtes Wissen in der Entwick­
lungspolitik genutzt wird und 
Wunschvorstellungen oder ver­
steckte Ideologien an Gewicht ver­
lieren. In einer solchen Phase 
scheinen wir uns jetzt zu befinden, 
jedenfalls soweit es die gesamtwirt­
schaftlichen Aspekte der Entwick­
lungspolitik angeht (von denen al­
lein im folgenden die Rede sein 
wird).

Zu dem konkreten und erprobten 
Wissen gehört die Erkenntnis, daß 
der Schlüssel zur wirtschaftlichen 
Entwicklung in den Entwicklungs­
ländern selbst liegt. Selbst wenn die 
Industriestaaten großzügig Ent­
wicklungshilfe leisteten, Technolo­
gien bereitstellten, zur Rohstoff­
preisstabilisierung beitrügen und 
Marktzugangserleichterungen ein­
räumten, kann es dauerhaften wirt­
schaftlichen Fortschritt in der Drit­
ten Welt nur geben, wenn dort eine 
entwicklungsfördernde Wirtschafts­
politik betrieben und individuelles 
Erfolgsstreben belohnt wird. Ge­
schieht dies, dann zeigt sich auch 
schnell, daß die Weltwirtschaft kein 
Nullsummen-Spiel ist, bei dem die 
Entwicklungsländer von den Indu­
striestaaten ausgenutzt (manche 
sagen: ausgebeutet) werden und 
infolgedessen im weltwirtschaftli­
chen Wachstumsprozeß notwendi­
gerweise zurückfallen müssen.

Es ist immerhin bemerkenswert, 
daß die Entwicklungsländer (insge­
samt betrachtet) drei Jahrzehnte 
lang schnelleres wirtschaftliches 
Wachstum verzeichnen konnten als 
die Industriestaaten. Das reale 
Bruttosozialprodukt stieg dort im

WIRTSCHAFTSDIENST 1982/1
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Zeitraum 1950-1980 um jahres­
durchschnittlich 5,5 % (gegenüber
4.2 % bei uns). Für dieses Wachs­
tumstempo gibt es keine histori­
schen Vergleiche, auch nicht unter 
den heutigen Industriestaaten, als 
diese noch „Entwicklungsländer“ 
waren. Daß das Pro-Kopf-Einkom­
men in der Dritten Welt dennoch et­
was langsamer stieg als bei uns 
(jahresdurchschnittlich 3 % statt
3.2 % im Zeitraum 1950-1980), ist 
das arithmetische Ergebnis des ge­
nerativen Verhaltens der dort leben­
den Menschen. Auch wenn in vielen 
Entwicklungsländern Armut und 
Not herrschen, ist es schlechthin 
unredlich, der Öffentlichkeit die Drit­
te Welt als einen Länderblock dar­
zustellen, der im stationären Zu­
stand verharrt.

Noch aufschlußreicher ist, was 
sich hinter diesen globalen Wachs­
tumsraten an Ländererfahrungen 
verbirgt; Die Pro-Kopf-Einkommen 
zwischen den Entwicklungsländern 
streuen stärker als die zwischen In­
dustriestaaten, und diese Streuung

hat in den vergangenen zwanzig 
Jahren kräftig zugenommen, wäh­
rend sie in bezug auf die Industrie­
länder abgenommen hat. Die Ein­
kommensunterschiede in der Drit­
ten Welt haben im Zeitablauf beilei­
be nicht deshalb zugenommen, weil 
einige Länder mehr und andere we­
niger Entwicklungshilfe erhalten 
hätten. Statistisch läßt sich ohnehin 
kein gesicherter positiver Zusam­
menhang zwischen Wachstums­
tempo und Ausmaß des Ressour­
centransfers nachweisen. Die grö­
ßer gewordenen Entwicklungsun­
terschiede in der Dritten Welt erklä­
ren sich vielmehr daraus, daß eine 
Reihe von Ländern sich auf ihre ei­
genen Kräfte besannen, Lernfähig­
keit und Leistungsmotivationen för­
derten, für ein fruchtbares Investi­
tionsklima sorgten, Außenkontakte 
suchten, Wissensimport betrieben 
und Spezialisierungsvorteile im 
Welthandel voll nutzten.

Es ist hinlänglich bekannt, daß 
Japan, vor dreißig Jahren noch weit 
hinter den westlichen Industriena­

tionen herhinkend, nach diesem 
Muster verfahren ist. Auf diesen 
Hinweis wird geantwortet, daß Ja­
pan nicht repräsentativ sei. Wenn 
Entwicklungsländer diesem Vorbild 
nacheifern und Erfolg haben, ist von 
„Spezialfällen“ die Rede, die an­
derswo in der Dritten Welt nicht wie­
derholbar seien. Übersehen wird 
dabei, daß es innerhalb der heuti­
gen Schwellenländer Vorreiter (wie 
Hongkong, Singapur) und Nach­
zügler (erst Südkorea und Taiwan, 
später Israel und Brasilien bei­
spielsweise) gibt und daß selbst in 
klassischen Rohstoffländern Auf- 
holprozesse möglich sind (Malay­
sia, Elfenbeinküste). Was diese und 
andere aufstrebende Entwicklungs­
länder unmißverständlich belegen, 
sind die gewaltigen Einwirkungs­
möglichkeiten der nationalen Poli­
tik, wenn es darum geht, wirtschaft­
liches Wachstum zu stimulieren und 
produktive Arbeitsplätze zu schaf­
fen, und zwar auch dann, wenn ex­
terne Schocks (Ölpreissteigerun­
gen, Importprotektionismus in den 
Industrieländern) die weitere Ent-
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Wicklung empfindlich zu stören dro­
hen. Aus diesen Erfahrungen sollte 
unsere Entwicklungspolitik Lehren 
ziehen.

Entwicklungspolitische
Auflagen

Der Lehrsatz lautet: Entwick­
lungshilfe mit Effizienzauflagen ver­
sehen. Die Regierungen der Ent­
wicklungsländer sollen zum Bei­
spiel

□  einzelne Bevölkerungsteile nicht 
diskriminieren, verfolgen oder ver­
treiben; denn meistens handelt es 
sich um besonders unterneh­
mungsfreudige Gruppen im Handel, 
in der Landwirtschaft und in der In­
dustrie, so daß eine Einengung der 
Tatkraft unweigerlich die gesamt­
wirtschaftliche Produktivität min­
dert;

□  bei einer Förderung des wirt­
schaftlichen Wachstums eventuell 
auftretenden Inflationstendenzen 
nicht freien Lauf lassen oder sie gar 
nähren; denn bei anhaltendem 
Geldwertschwund sinkt die Spar­
neigung, nehmen die Fehlinvestitio­
nen zu und entstehen chronische 
Zahlungsbilanzdefizite mit der Fol­
ge, daß das Land dann Wachstums­
pausen einlegen und eine zuneh­
mende Arbeitslosigkeit hinnehmen 
muß;

□  von Eingriffen in die inländi­
schen Faktor- und Gütermärkte, die 
die Preisrelationen und die Alloka­
tion der Produktivkräfte nur verzer­
ren, absehen; denn Mindestlohnge­
setze und Zinssubventionen er­
muntern zu kapitalintensiven Pro­
duktionsweisen, die den Beschäfti­
gungsgrad drücken, während 
Höchstpreisvorschriften für Güter 
(Nahrungsmittel, Mineralölproduk­
te) und Dienstleistungen (Trans­
portwesen) chronische Angebots­
engpässe hervorrufen;

□  handelspolitische Protektion auf 
Fälle beschränken, für die mit gu­

tem Grund das „Erziehungszoll­
argument" herangezogen werden 
kann; denn anderenfalls wird die 
Produktionsstruktur übermäßig bin- 
nenmarktlastig, bleiben Skalener­
träge ungenutzt und gerät der Pro­
duktivitätsfortschritt ins Stocken;

□  alle sich bietenden Spezialisie­
rungschancen im Welthandel, also 
auch im Süd-Süd-Handel, ent­
schlossen nutzen; denn dann stellt 
die Enge des Inlandsmarktes keine 
Bremse für das Wachstum von Un­
ternehmen und Volkswirtschaft dar, 
vergrößern Devisenerlöse aus dem 
Exportgeschäft die Importkapazität 
und damit auch den Investitions­
spielraum des Landes und wird 
durch Wettbewerb der wachstums­
notwendige Strukturwandel begün­
stigt;

□  ausländischen Investoren, auch 
solchen aus anderen Entwicklungs­
ländern, mehr als bislang (und vor 
allem mehr als geplant) Eigentums­
schutz gewähren; denn anderen­
falls verschlechtert das Land seine 
Standortqualitäten für ausländi­
sches Kapital und setzt seine Kre­
ditwürdigkeit auf internationalen 
Kapitalmärkten aufs Spiel mit der 
Folge, daß das wirtschaftliche 
Wachstum und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen schnell an die Gren­
zen unzureichender Sachkapitalbil- 
dung und mangelnder technologi­
scher Ausstattung stoßen.

Stärkung 
der Marktkräfte

Alles in allem geht es darum, die 
Marktkräfte im Entwicklungsprozeß 
zu stärken und wirtschaftspolitisch 
induzierte Investitionsrisiken zu mi­
nimieren. Die Regierungen in den 
Entwicklungsländern sollen veran­
laßt werden, die Folgen ihrer eige­
nen Wirtschaftspolitik im voraus zu 
bedenken und gegebenenfalls da­
für einzustehen. So etwas bezeich­
net man als Verantwortungsethik. 
Der Einwand, hier handle es sich

um die Einmischung in „innere An­
gelegenheiten“ souveräner Staa­
ten, sticht nicht. Natürlich soll kein 
Entwicklungsland gezwungen wer­
den, öffentliche Entwicklungshilfe 
anzunehmen, wenn die Regierung 
nicht zusichern will oder kann, daß 
es eine entwicklungsorientierte 
Wirtschaftspolitik betreiben wird. Es 
darf aber auch nicht erwarten kön­
nen, daß die Bürger in den Indu­
striestaaten schlichtes Mißwirt­
schaften oder eine Politik der be­
wußten Produktivitätsminderung im 
nachhinein honorieren werden. Al­
truismus und Mäzenatentum haben 
ihre Grenzen. Im übrigen wird in 
zahlreichen Entwicklungsländern, 
insbesondere in den sogenannten 
Erfolgsländern, dem Preismecha­
nismus schon längst eine maßgebli­
che Lenkungsfunktion eingeräumt; 
und die Wirtschaftspolitik setzt dort 
mehr auf Leistungsanreize denn auf 
Ge- oder Verbote.

Der Vorwurf der Einmischung 
würde ohnehin etwas merkwürdig 
anmuten, wenn wir sehen, wie hef­
tig bei uns darüber gestritten wird, 
ob bestimmte Verwendungen der 
Entwicklungshilfe (insbesondere 
die Produktion oder der Kauf von 
Rüstungsgütern) vertraglich ausge­
schlossen werden sollen. Das Un­
behagen über eine Zweckentfrem­
dung der Entwicklungshilfe ist zwar 
verständlich. Doch ist es ein Irrtum, 
zu glauben, daß bei einem streng 
entwicklungsorientierten Einsatz 
der Entwicklungshilfe, der unter 
Umständen durch entsprechende 
Vergabeauflagen erzwungen wird, 
die Zweckentfremdung nicht statt­
finden würde. Wenn ein Entwick­
lungsland es so will, kann es den 
durch die Entwicklungshilfe erwei­
terten Manövrierspielraum auch für 
nicht-entwicklungspolitische Zwek- 
ke nutzen. In jedem Fall werden in­
ländische Ressourcen freigesetzt, 
die anderweitige Verwendung fin­
den können. Analoges gilt auch für
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Warenhilfen, insbesondere die 
Nahrungsmittelhilfe. Die Regie­
rung, die diese Hilfe erhält, kann die 
Nahrungsmittel auf dem inländi­
schen Markt verkaufen (statt sie an 
die Bedürftigen kostenlos weiterzu­
leiten), auf diese Weise die Nah­
rungsmittelhilfe in eine zinslose fi­
nanzielle Zuwendung umwandeln 
und hiermit andere Güter kaufen. 
Beispiele für derartige mit der Ent­
wicklungshilfe verbundene „Frei­
setzungseffekte" sind nicht schwer 
zu finden und können den entwick­
lungspolitischen Instanzen bei uns 
eigentlich nicht unbekannt sein.

Zurückhaltung bei der 
Grundbedürfnisstrategie

Will man den trotz aller Anstren­
gungen noch sehr armen Entwick­
lungsländern helfen, so mag es als 
nicht angebracht angesehen wer­
den, bei der Mittelvergabe Effizienz­
kriterien in den Vordergrund zu stel­
len. Es ginge dann allerdings nicht 
mehr um Entwicklungshilfe, son­
dern vielmehr um Sozialhilfe, die 
dazu beitragen soll, daß Grundbe­
dürfnisse der Menschen (zum Bei­
spiel Ernährung, Bekleidung, Woh­
nung, medizinische Versorgung, 
Ausbildung) gedeckt werden. Diese 
Zielsetzung bedeutet aber auch, 
daß die internationale Sozialhilfe 
nicht, wie es noch allgemeinem 
Brauch entspricht, unbedingt an 
Regierungen gezahlt wird. Damit 
den notleidenden Menschen gehol­
fen werden kann, müßte die Hilfe di­
rekt spezialisierten Organisationen 
in dem jeweiligen Entwicklungsland 
zufließen, die dann die Verteilung 
übernehmen. Ähnlich müßte bei je­
der Art von Katastrophenhilfe ver­
fahren werden.

Die öffentliche Entwicklungshilfe 
jedoch vorrangig als Beitrag zu ei­
ner Grundbedürfnisstrategie zu 
konzipieren, ist nicht unproblema­
tisch. Wir wissen nach wie vor nicht, 
was sinnvollerweise alles als

Grundbedürfnis zu definieren ist, 
und welche die Minimumstandards 
sind, bei denen diese Bedürfnisse 
als befriedigt anzusehen sind. Auch 
ist die statistische Erfassung der be­
friedigten und der unbefriedigt ge­
bliebenen Grundbedürfnisse der 
Menschen in der Dritten Welt alles 
andere als zuverlässig. Unter die­
sen Umständen läßt sich kaum eine 
Strategie zur Befriedigung von 
Grundbedürfnissen konsistent for­
mulieren; wird dennoch hierfür Ent­
wicklungshilfe gewährt, so bleiben 
die Erfolgsaussichten ungewiß.

Zudem wird häufig übersehen, 
daß gerade in armen Ländern die 
Grundbedürfnisstrategie Entwick­
lung verlangsamen oder ganz ver­
hindern kann. Denn wenn bei niedri­
gen Realeinkommen Ressourcen 
überwiegend beansprucht werden, 
um Gegenwartskonsum zu ermögli­
chen, bleibt die Investitionstätigkeit 
gering. Ohne produktive Investitio­
nen kann sich jedoch die gesamt­
wirtschaftliche Produktionsstruktur 
nicht so wandeln, daß wirtschaftli­
ches Wachstum stattfindet. Hinzu 
kommt, daß die Aussicht auf ständi­
ge Befriedigung von Grundbedürf­
nissen durch externe Hilfe die Men­
schen dazu verleiten kann, mit Ei­
genanstrengungen zurückzuhalten. 
Deshalb sollte bei der öffentlichen 
Hilfe immer wieder aufs Neue ge­
prüft werden, ob es dem Entwick­
lungsland nicht mehr nützt, wenn es 
die Verwirklichung einiger Grund­
bedürfnisziele in die Zukunft ver­
schiebt und erst einmal die Spar­
und Sachkapitalbildung anspornt. 
Besteht im konkreten Fall Grund für 
eine solche Vermutung, dann müß­
ten wieder die oben en/vähnten ent­
wicklungspolitischen Auflagen zum 
Zuge kommen, auch wenn es sich 
um ein armes Land handelt. Man­
che wirtschaftspolitische Fehlent­
wicklung, die anderswo stattgefun­
den hat, könnte so vermieden wer­
den.

Selbst wenn die Regierungen in 
der Dritten Welt einsehen würden, 
daß offene Märkte und Wettbewerb 
einen wichtigen Antrieb für wirt­
schaftliche Entwicklung darstellen, 
werden sie vielfach zögern, w irt­
schaftspolitisch entsprechend zu 
handeln. Zu viele wirtschaftliche Ak­
tivitäten genießen das Treibhauskli­
ma staatlichen Schutzes, vor allem 
vor Auslandskonkurrenz, den man 
ohne Gefahr für wirtschaftliches 
Wachstum und Beschäftigungs­
grad nicht ohne weiteres abrupt ent­
ziehen kann. Der überdies chroni­
sche Mangel an internationaler Li­
quidität, der für zahlreiche Entwick­
lungsländer charakteristisch ist, 
wird, begründet oder nicht, eben­
falls als Argument gegen eine Im­
portliberalisierung ins Feld geführt.

Übergangsprobleme

Nun muß die wirtschaftspolitische 
Neuorientierung nicht über Nacht 
eriolgen. Ein allmähliches Vorge­
hen, nach einem im voraus glaub­
würdig angekündigten Fahrplan, 
kann, wie die Erfahrung mehrerer 
Aufholländer zeigt, die Übergangs­
probleme nachhaltig entschärfen. 
Die Entwicklungshilfe der Industrie­
staaten kann helfen, die bei einer 
Importliberalisierung befürchteten 
und vom Wechselkursmechanis­
mus nicht zu bewältigenden (zu­
sätzlichen) Zahlungsbilanzschwie­
rigkeiten zu mildern. Und wenn 
dann komplementäre Einfuhren 
(Rohstoffe, Zwischenprodukte, In­
vestitionsgüter) getätigt werden 
können, dürften die Zukunftsenvar- 
tungen von Investoren positiv be­
einflußt werden, zumal wenn das 
Vertrauen darauf steigt, daß die Re­
gierung den neuen wirtschaftspoliti­
schen Kurs durchzuhalten vermag.

Das Umdenken bei uns wird 
ebenfalls zunächst durch Kritik und 
Ablehnung der hier gegebenen An­
regungen erschwert sein. Zu sehr
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hat sich gerade in der Entwicklungs­
politik Gesinnungsethik breitge­
macht, zu sehr wird der „gute W ille“ 
beschworen, auf den auch die 
Brandt-Kommission mit ihrem 
Nord-Süd-Bericht aus dem Jahre 
1980 noch einmal vehement ge­

setzt hat. Doch steht zu hoffen, daß 
die allenthalben leeren Haushalts­
kassen die Anpassung des entwick­
lungspolitischen Bewußtseins bei 
uns an die Wirklichkeit in den Ent­
wicklungsländern beschleunigt. 
Wenn die Knappheit der Mittel zu­

nimmt, ist es ohnehin geboten, alle 
Möglichkeiten der Effizienzsteige­
rung in der Entwicklungshilfe kon­
sequent auszuschöpfen. Hierzu be­
darf es nicht eines Kartells interna­
tional konzertierter Aktionen; 
schlichtes Vormachen genügt.

Rainer Tetzlaff

Utopien und Realitäten

W ie kaum ein anderer Politikbe­
reich schwankt die Beurtei­

lung der Entwicklungspolitik im öf­
fentlichen Bewußtsein zwischen 
Skepsis und Enttäuschung einer­
seits und immer neuen Hoffnungen 
auf eine „Wende“ zum Besseren 
andererseits. Seit einigen Jahren ist 
nun schon der Nord-Süd-Dialog 
über internationale Probleme der 
Entwicklung ins Stottern und Stok- 
ken geraten -  ablesbar an den zahl­
reichen gescheiterten Entwick­
lungskonferenzen. Daher stellt sich 
heute zu Beginn der 3. Entwick­
lungsdekade erneut die Frage, ob 
angesichts zunehmender Krisen in 
der Dritten Welt eine „W ende“ er­
kennbar ist, die Not der Dritten Welt 
zu übenwinden. Hat es Fortschritte 
auf dem Wege zu einer „neuen“ 
Weltwirtschaftsordnung gegeben? 
Sind etwa die Aussichten für eine 
menschenwürdige Entwicklung der 
Gesellschaften in der Dritten und 
Vierten Welt, die sich an der Befrie­
digung von Grundbedürfnissen 
orientieren müßte, heute besser als 
sie es in den siebziger Jahren wa­
ren, bevor die Erdöl- und Industrie­
güterpreise explodierten?

Nehmen wir als Barometer für die 
öffentliche Expertenmeinung zu­
nächst den jüngsten Report des De­
velopment Assistance Committee

14

(DAC) der OECD in Paris. In seinem 
Jahresprüfungsbericht 1980 über 
die internationale Entwicklungsko­
operation referiert das DAC mehr 
zustimmend als ablehnend die so­
genannte „D iskontinuitätstheorie“. 
Deren Repräsentanten gehen da­
von aus, daß wir uns gegenwärtig 
(etwa seit dem Zusammenbruch 
des Bretton-Woods-Systems 1971) 
„in einer jener Perioden des Um­
bruchs und der Diskontinuität“ be­
fänden. „für die es in der Geschich­
te nicht an Beispielen fehlt“ . Es sei 
eine Periode, „in der die Gesamt­
heit der bisher gültigen Ordnungs­
prinzipien, die das Weltgeschehen 
lange Zeit regelten, ihre Rolle aus­
gespielt“ habe. „Ein neues Ord- 
nungsmodell" sei aber „noch nicht 
gefunden worden“ . „Viele kluge 
Köpfe in Nord und Süd“ -  so fährt 
der DAC-Bericht fort - ,  „die heute 
die These von der geschichtlichen 
Wende vertreten“ , seien sich darin 
einig, „daß der überwiegende Teil 
der achtziger Jahre, wenn nicht 
überhaupt das ganze Jahrzehnt, ei­
ne Zeit niederdrückender Verwir­
rung sein w ird .. .  Bis zum Heranrei­
fen eines neuen Komplexes von 
Ordnungsprinzipien müsse man 
sich mit einer Übergangsperiode 
wachsender Verunsicherung und 
zunehmender Auflösungserschei­
nungen abfinden“ (S. 51).

Aus dieser düsteren Prognose 
zieht dann das DAC die radikale 
Schlußfolgerung: „Unsere Analyse 
geht von dem Postulat aus, daß die 
Weltwirtschaftsordnung sich von 
Grund auf ändern m u ß -im  Hinblick 
auf die Handelsstrukturen, die Ver­
teilung der produktiven Aktivitäten, 
die Finanz- und Ressourcenströme 
ebenso wie in bezug auf das Wohl­
standsgefälle und die Machtvertei­
lung zwischen den einzelnen Natio­
nen“ (S. 52). Aber wie eine globale 
Strukturänderung „von Grund auf“ 
zugunsten der 800 Millionen Men­
schen, die in absoluter Armut leben, 
zu erreichen wäre, wird nicht ange­
geben. Auch im DAC herrscht hier­
über offenbar die weitverbreitete 
Ratlosigkeit.

Die neue Heilsbotschaft

Dies vage Bekenntnis des DAC 
zu Strukturreformen -  vorausge­
setzt, es ist mehr als eine rhetori­
sche Floskel -  trifft sich ziemlich ge­
nau mit dem Postulat der „Gruppe 
der 77“ nach einer „neuen“ Welt­
wirtschaftsordnung, die die bisheri­
ge ungleiche, ungerechte und die 
Dritte Welt diskriminierende Wirt­
schaftsordnung ablösen soll. Damit 
befindet sich die DAC-Philosophie 
paradoxen/veise aber im Wider­
spruch zu der gegenwärtigen Politik 
ihres mächtigsten Mitgliedstaates,
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der Vereinigten Staaten, die jen­
seits aller Fakten auf Entwicklungs­
optimismus zu setzen scheinen. Je­
denfalls fragte US-Präsident Ro­
nald Reagan auf der Nord-Süd-Gip- 
fel-Konferenz im mexikanischen 
Cancün im Oktober 1981 allen Ern­
stes, warum denn an der Weltwirt­
schaftsordnung etwas geändert 
werden sollte, „die uns allen so gut 
gedient hat". Zwischen 1950 und 
1980 sei das reale Volkseinkom­
men in 60 mittleren Entwicklungs­
ländern doppelt so schnell gestie­
gen wie in den Industrieländern. Äuf 
zwei Dinge -  so lautet die neue 
Heilsbotschaft aus Washington - ,  
die die USA reich gemacht hätten 
und die auch die Dritte Welt glück­
lich machen würden, sollten die Ent­
wicklungsländer bauen; erstens auf 
die heilsamen Kräfte des Marktes 
sowie auf die Vorteile einer von Diri­
gismus freien internationalen Ar­
beitsteilung und zweitens auf die 
Privatinitiative des einzelnen; „Die 
einzelnen Bauern, Arbeiter, Händ­
ler, Besitzer und M anager- baut auf 
sie.“

Es ist nicht von der Hand zu wei­
sen, daß tatsächlich in einigen Ent­
wicklungsländern (wie Tansania, 
Algerien, Sambia. Nigeria etc.) die 
kleinbäuerliche Initiative von Staats 
wegen erdrosselt zu werden drohte: 
aber mit diesem simplen Rezept der 
„Reagonomics“ -  die freie Markt­
wirtschaft biete die besten Chancen 
für die Entwicklung wirtschaftlich 
rückständiger Länder -  wird man 
der Komplexität und Diffizilität der 
„Jahrhundertaufgabe Entwicklung 
der Dritten Welt“ (McNamara) kei­
neswegs gerecht’ . Es grenzt an das 
Makabre mitanzusehen, wie unter 
US-Präsident Carter eine alarmie­
rende Regierungsstudie „Global 
2000“ erstellt wurde, die auf 1400 
Seiten den minutiösen Nachweis

' Siehe im einzelnen Rainer T  e t z I a f f : 
Die Weltbank: Machtinstrument der USA oder 
Hilfe für Entwicklungsländer?, München und 
London 1980.

erbringt, daß „das Leben für die 
meisten Menschen auf der Welt im 
Jahre 2000 ungewisser sein (wird) 
als heute -  es sei denn, die Natio­
nen der Welt arbeiten entschlossen 
darauf hin, die gegenwärtigen Ent­
wicklungtrends zu verändern“ (S. 
25), und daß ein Jahr später der 
neue Präsident so ziemlich genau 
das Gegenteil von dem tut, was der 
Regierung entwicklungspolitisch 
empfohlen wurde! Aber wir Europä­
er müssen uns wohl daran gewöh­
nen, daß neuerdings aus Washing­
ton eher Hiobs- als Heilsbotschaf­
ten kommen!

Katastrophale
Entwicklungsperspektiven

An der nicht gerade originellen 
Reagan-Doktrin des Laisser-faire -  
deren ökonomisches Credo im übri­
gen ja von einflußreichen W irt­
schaftswissenschaftlern von Chica­
go bis Kiel gestützt wird -  muß fer­
ner kritisiert werden, daß sie keine 
Antwort für jene Länder weiß, die 
nicht zu den „industriellen Schwel­
lenländern“ wie Taiwan und Brasi­
lien gehören, sondern die den „Nor­
maltyp“ darstellen. Und bei diesen 
60 bis 70 Ländern sieht die Entwick­
lungsperspektive eher katastrophal 
aus, was auf ein ganzes Bündel von 
Faktoren zurückgeführt werden 
muß. Ölpreiserhöhung und Welt­
wirtschaftsrezession dürften dabei 
die beiden ausschlaggebenden ex- 

• lernen Faktoren sein.

Das zusammengefaßte Lei­
stungsbilanzdefizit der ölimportie­
renden Entwicklungsländer ver­
schlechterte sich z. B. von 26 Mrd. 
Dollar im Jahre 1978 auf 70 Mrd. 
Dollar im Jahre 1980, was eine all­
gemein steigende Tendenz zu wei­
terer Auslandsverschuldung auslö­
ste. Was die Perspektive für diese 
Gruppe von Entwicklungsländern 
besonders problematisch erschei­
nen läßt, ist die inzwischen nicht 
mehr zu ignorierende Tatsache,

daß sich der bisher von ihnen ver­
folgte Entwicklungsweg der asym­
metrischen Integration in den ar­
beitsteiligen Weltmarkt für die mei­
sten als Sackgasse herausgestellt 
hat.

Es müßte doch wirklich Anlaß ge­
nug für eine Wende im entwick­
lungspolitischen Denken sein, 
wenn selbst die Weltbank (aller­
dings noch in der McNamara-Ära!) 
die Exportchancen dieser Länder 
für so minimal hält, daß sie Entwick­
lungsimpulse via Außenhandel und 
weitere Weltmarktintegration für 
ziemlich unwahrscheinlich hält. So 
heißt es in ihrem Weltentwicklungs­
bericht 1981; „Entwicklungen wie 
das schwache Wirtschaftswachs­
tum und die hohe Inflation in den In­
dustrieländern, die beträchtlichen 
Ölpreissteigerungen, der Zusam­
menbruch des festen Wechselkurs­
systems, das wechselnde Expan­
sionstempo und der unbeständige 
Charakter des Außenhandels (mit 
seinem krassen Gegensatz zwi­
schen der starken Zunahme der 
Fertigwarenausfuhr und dem weit 
geringeren Ausfuhn/vachstum für 
Rohstoffe) sowie die starke Expan­
sion der Kreditgewährung der Ge­
schäftsbanken an Entwicklungslän­
der wurden noch vor einem Dut­
zend Jahren nur vereinzelt voraus­
gesehen -  ein Umstand, der bei der 
Erörterung der Aussichten der acht­
ziger Jahre zur Vorsicht mahnt“ (S. 
1). Besonders die ärmeren Staaten 
Afrikas und Asiens ständen „heute 
vor den achtziger Jahren . . .  ohne 
jegliches Anzeichen für eine Verän­
derung weder ihrer Handels- noch 
ihrer Entwicklungshilfeaussichten“ 
(S .1).

Ein Ausweg

Im politischen Spektrum der Bun­
desrepublik hat -  soviel ich sehe -  
als erster der Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, 
Rainer Offergeld, offen ausgespro­
chen, daß Integration in die Welt-
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Wirtschaft für die Mehrheit der Ent­
wicklungsländer keine erfolgver­
sprechende Perspektive darstellt. 
Zirka 30 Schwellenländer mit 480 
Millionen Einwohnern, oder 22 % 
der Bevölkerung in Entwicklungs­
ländern, „zeigen, daß Integration in 
die Weltwirtschaft ein sehr erfolgrei­
cher Weg sein kann“ (obwohl hier 
die technologische Revolution der 
Mikroelektronik neue Unsicherhei­
ten für die Billiglohnländer herauf­
beschwört). Die 31 ärmsten Länder 
mit 250 Millionen Menschen hätten 
so gut wie gar keine Chancen auf ei­
ne wirksame Ausweitung ihrer Ex­
portproduktion, und „für viele ande­
re bleibt Integration in die Weltwirt­
schaft ein kaum erreichbares Fern­
ziel“ .̂ Einen Ausweg für die ärme­
ren Länder sieht der Minister heute 
in einer „stärkeren Binnenorientie­
rung“ sowie in einem Ausbau des 
„Süd-Süd-Handels“ , flankiert von 
„weltweitem horizontalen Finanz- 
ausgleich“^  d. h. von öffentlicher 
Entwicklungshilfe aus dem Westen, 
dem Osten und von seiten der 
OPEC.

Dem aufmerksamen Beobachter 
der entwicklungspolitischen Dis­
kussion wird nicht verborgen geblie­
ben sein, daß die Kritiker der inte­
grationsorientierten Entwicklungs­
strategie seit mindestens zehn Jah­
ren derartige Argumente der War­
nung und Skepsis vorgetragen ha­
ben“ . Desto enttäuschender muß 
auf den ersten Blick die Tatsache 
anmuten, daß von den Staatseliten 
der 3. Welt mehrheitlich noch immer 
der Traum vom ständigen Export­
wachstum als Motor für die nationa­
le Entwicklung propagiert wird.

Naiver Glauben

Im Dezember 1980 verabschie­
dete die 35. UN-Generalversamm- 
lung -  bei massiven Vorbehalten 
seitens der USA und anderer 
OECD-Staaten -  die Internationale 
Entwicklungsstrategie zur Dritten

16

Entwicklungsdekade 1981-1990. 
Sie gründet auf den (halb marktwirt­
schaftlichen, halb dirigistischen) 
Prinzipien der UN-Charta der w irt­
schaftlichen Rechte und Pflichten 
von Staaten, die im Jahre 1974 ge­
gen die Stimmen der OECD-Staa- 
ten verabschiedet wurde, setzt aber 
leider die Tradition der unverbindli­
chen und utopischen Maximalziele 
bezüglich permanenten W irt­
schaftswachstums fort. Für die 80er 
Jahre wird pauschal ein Wirt­
schaftswachstum der Entwick­
lungsländer von jährlich 7 % des 
BSP als wünschenswert erklärt, 
desgleichen eine Steigerung der 
Agrarproduktion um jährlich 4 % 
und ein industrielles Wachstum von 
jährlich 9 %, während z. B. von 
Landreformen und von Kürzungen 
des exzessiven Staatskonsums 
kaum die Rede ist.

Fragt man nach den Maßnah­
men, mit denen diese ehrgeizigen 
Zielsetzungen realisiert werden sol­
len, dann stößt man auf einen nai­
ven Glauben der Dekadenstrategen 
an die entwicklungsinduzierende 
Dynamik weltmarktorientierter Ex­
portökonomien. So heißt es etwa in 
dem Kapitel „Gesamt- und Einzel­
ziele“ : „Grundlegendes Ziel der 
Weltgemeinschaft ist der Aufbau ei­
nes Handelssystems, das auf einer 
dynamischen, von komparativen 
Vorteilen ausgehenden Struktur be­
ruht und Ausdruck einer besseren 
internationalen Arbeitsteilung is t . . .  
In diesem Zusammenhang gehört 
es zu den wichtigen Zielen der inter­
nationalen Zusammenarbeit, den 
Exportgütern der Entwicklungslän­
der den Zugang zu den Märkten zu 
erleichtern und ständig auf die Erar­
beitung und Durchführung positiver

 ̂ Rainer O f f e r g e l d :  Entwicklungshilfe. 
Abenteuer oder Politik?, Stuttgart 1980, 
8 .3 1  f.

 ̂ Ebenda. S. 39.
'  Vgl. vor allem zusammenfassend Dieter 
S e n g h a a s :  Weltw irtschaftsordnung und 
Entwicklungspolitik. P lädoyer für D issozia­
tion, Frankfurt a. M. 1977.

Anpassungsmaßnahmen in den In­
dustrieländern zu achten“ (§ 29). 
Vor allem erstaunt, daß trotz der be­
kannten Tatsache, daß die Mehr­
zahl der Entwickungsländer Nah­
rungsmittel importieren muß, die 
Strategie ausdrücklich empfiehlt: 
„Der Anteil der Entwicklungsländer 
an den weltweiten Exporten von 
Nahrungsmitteln und Agrarproduk­
ten sollte erheblich gesteigert wer­
den", u. a. durch „den Transfer zu­
sätzlicher Mittel von außen“ . Ferner 
sei ein „internationales System er­
forderlich, zu dem auch eine größe­
re Marktstabilität, eine verläßliche 
Versorgung mit landwirtschaftli­
chen Gütern und -  zum Ausbau des 
Exportpotentials der Entwicklungs­
länder -  ein besserer Zugang ihrer 
landwirtschaftlichen Produkte zu 
den Weltmärkten gehören“ (§ 28).

Rhetorisches Ziel

Offenbar sehen es die Regierun­
gen von Entwicklungsländern 
mehrheitlich als vorteilhaft an, wenn 
z. B. die Europäische Gemeinschaft 
noch mehr Futtermittel (die in Afrika 
als menschliche Nahrungsmittel 
bislang venwendet wurden) und 
noch mehr Ölfrüchte, Zucker, Obst 
und Gemüse aus den mit Nah­
rungsmitteln unterversorgten Län­
dern der Dritten Welt importieren 
würde. Dies würde eine -  immerhin 
denkbare, wenn auch unwahr­
scheinliche -  „Strukturanpassung“ 
der EG-Staaten in dem Sinne vor­
aussetzen. daß EG-Marktordnun- 
gen und Einfuhrbestimmungen ge­
ändert werden müßten (etwa ge­
mäß dem Zucker-Protokoll des EG- 
Lome-Vertrages), aber wie dadurch 
Hunger und Unterentwicklung in 
den Exportstaaten überwunden 
werden sollen -  freilich auch ein 
rhetorisches Ziel der UN-Dekaden- 
strategie - ,  bleibt schleierhaft.

Bemerkenswert in diesem Kon­
text ist die 1981 von der Weltbank 
verabschiedete „Agenda for Action:
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Accelerated Development in Sub- 
Saharan Africa“ . Denn darin wer­
den ähnliche Wachstumsziele im 
privatwirtschaftlichen Agrarsektor-  
unter Zurückdrängung des überbü- 
rokratisierten öffentlichen Wirt­
schaftssektors -  propagiert, eine 
externe Unterstützung, aber von 
politisch-institutionellen Reformen 
und der Aktivierung privatwirt­
schaftlicher und kleinbäueriicher In­
itiativen abhängig gemacht. Ob da­
mit allerdings der übliche „bias“ ge­
genüber Exportfrüchten auf Kosten 
von lokal konsumierbaren Nah­
rungsmitteln übenwunden werden 
kann, bleibt dubios -  und ist eine 
Frage der nationalen Herrschafts­
verhältnisse.

Verständlich werden all diese auf 
Exportwachstum fixierten Postulate 
und Programme der UN-General- 
versammlung, der Weltbank, der 
Reagan-Administration etc. dann, 
wenn man in Rechnung stellt, daß 
nur mittels Exportproduktion die 
heiß begehrten Devisen erwirt­
schaftetwerden können. Und diese 
sind bei den Staatseliten der Dritten 
Welt zum Kauf von Luxus-Konsum­
gütern, von Öl, Investitionsmitteln 
und -  last not least -  von Waffen 
ebenso begehrt wie nützlich und ge­
schäftsfördernd für die Lieferanten 
dieser Waren in den Industriestaa­
ten.

Bittere Realität

Damit komme ich zum letzten 
Aspekt dieser Betrachtung, der kei­
neswegs übertriebenen Gefahr, 
„daß wir längst dabei sind, uns zu 
Tode zu rüsten“ . Mit solch dramati­
schen Worten hat Willy Brandt als 
der Vorsitzende der Nord-Süd- 
Kommission in dem im April 1980 
vorgelegten Bericht „Das Überle­
ben sichern“ zu Recht darauf Hin­
weisen wollen, daß die Krise zwi­
schen Industriestaaten und Dritter 
Welt nicht etwa primär einem Man­
gel an Entwicklungskapital ent­
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springen würde, sondern Ergebnis 
einer nur noch politisch korrigierba­
ren Fehlinvestition von Ressourcen 
sei. „Die jähriichen Rüstungsaus­
gaben nähern sich der Summe von 
450 Mrd. Dollar, während die Aus­
gaben für staatliche Entwicklungs­
hilfe weniger als 5 % dieser Auf­
wendungen ausmachen“ (S. 20). 
Die „gemeinsamen Interessen“ von 
Ost, West und Süd würden es dage­
gen zwingend erscheinen lassen, 
den Ressourcentransfer in die är­
meren Regionen der Dritten Welt 
drastisch und schnell zu erhöhen, 
unter anderem mittels Besteuerung 
von Waffenexporten.

Der Brandt-Report, der zunächst 
Betroffenheit in den Medien auslö­
ste, erlitt das gleiche Schicksal wie 
seine zahlreichen Vorgänger: er 
blieb Papier. Von ihm ging leider 
keine katalysatorische Wirkung aus 
im Sinne des immer wieder gefor­
derten „Umdenkens“ der Politiker 
und im Sinne der „W ende“ zur ent­
wicklungspolitischen Vernunft. Er 
fungierte höchstens als „Barometer 
dahinschwindender Erwartungen“ 
-  wie sich der anfangs zitierte DAC- 
Bericht ausdrückte (S. 32).

Enttäuschend veriief vor allem 
die erste entwicklungspolitische 
Gipfelkonferenz in Cancün, die auf 
Initiative der Brandt-Kommission 
zustande gekommen war. Regie­
rungsvertreter von 22 Staaten aus 
West und Süd trugen wechselseitig 
bekannte Forderungen vor, ohne in 
der Substanz einen Schritt voranzu­
kommen. Manche Beobachter wer­
teten es dann als „Erfolg“ , daß Prä­
sident Reagan die Konferenz nicht 
platzen ließ und immerhin ver­
sprach, der Einberufung „globaler 
Verhandlungen“ über Entwick­
lungsprobleme (die von der Dritten 
Welt hartnäckig gefordert werden, 
um die Kompetenz-Monopole von 
Weltbank und IWF zu unterwan­
dern) unter gewissen Vorbedingun­
gen nicht im Wege zu stehen!

Realität hingegen ist das, was in 
den ersten Januartagen des Jahres 
1982 bekannt wurde; die sozialisti­
sche Regierung Frankreichs ver­
kaufte 20 modernste Mirage-Jäger 
an das bettelarme und hochver­
schuldete Ägypten im Werte von 
1 Mrd. Dollar, zu einem Präferenz­
zins von 9 %, rückzahlbar ab 1983 
in zwölf HalbjahresratenI

Keine Wende In Sicht

Von einer „Wende“ in der Ent­
wicklungspolitik -  so das ernüch­
ternde Ergebnis dieser Argumenta­
tion -  scheinen wir noch Lichtjahre 
entfernt zu sein. Ein dritter wesentli­
cher Grund dafür -  neben den für 
die Vierte Welt ruinösen Erdöl­
preiserhöhungen, die sinnvolle 
„Strukturanpassungen“ in diesen 
Ländern nicht mehr eriauben, und 
der nur sehr begrenzt wirksamen 
Entwicklungsstrategie der Integra­
tion in den Weltmarkt -  ist darin zu 
sehen, daß sich der ideologisch-mi­
litärisch definierte Ost-West-Anta- 
gonismus zunehmend in die Dritte 
Welt ausweitet und die Nord-Süd- 
Kluft eher noch verschärft. Dadurch 
werden nicht nur knappe Entwick­
lungsressourcen (Experten, Roh­
stoffe und Kapital) für militärische 
Zwecke gebunden, sondern die Ge­
fahr ist gewachsen, daß die militan­
ter gewordene Hegemonialpolitik 
der beiden Supermächte in der Ka­
ribik, in Afrika und im Nahen Osten 
zu kriegerischen Venwicklungen 
führt, die das mühselige Geschäft 
mit der Entwicklung um Jahrzehnte 
zurückwerfen. Auch hier gilt, was 
Bundeskanzler Schmidt am 26. 5. 
1978 in New York auf der UN-Son- 
derkonferenz für Abrüstung sagte: 
„W er über seine Verteidigungsnot­
wendigkeiten hinaus rüstet, der 
schränkt seine Möglichkeiten zu 
materieller Hilfe an andere ein.“®

 ̂ Vgl. Rainer T e t z l a f f :  Die Dritte-Welt- 
Politik der Bundesrepublik Deutschland zw i­
schen Friedensrhetorik und Realpolitik, in: 
Friedensanalysen, Band 15, Frankfurt a. M. 
(edition suhrkamp), erscheint Februar 1982.
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